
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Hochschulgesetz 2005 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 30/2006 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 124/2013 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 65a 

Inkrafttretensdatum 

12.07.2013 

Außerkrafttretensdatum 

30.09.2017 

Abkürzung 

HG 

Index 

72/02 Studienrecht allgemein 

Text 

Verleihung des akademischen Grades „Bachelor of Education“ aufgrund hochschulischer 
Nachqualifizierung 

§ 65a. (1) Auf Antrag ist Personen, die 

 1. eine insgesamt sechssemestrige Lehramtsausbildung, 

 2. eine Lehramtsausbildung unter sechs Semestern sowie ein zusätzliches Lehramt oder 

 3. eine Lehramtsausbildung im Bereich der Berufsbildung unter sechs Semestern sowie eine nach 
den zum Zeitpunkt der Zulassung geltenden Aufnahmevoraussetzungen erforderliche 
facheinschlägige Vorbildung und bzw. oder Berufspraxis in Vollbeschäftigung im Ausmaß von 
mindestens einem Jahr 

nach den vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden Studienrechtsvorschriften erfolgreich 
abgeschlossen bzw. erlangt haben, nach Absolvierung von berufsbegleitenden Ergänzungsstudien sowie 
einer Bachelorarbeit im Gesamtausmaß von 39 ECTS (davon 9 ECTS für die Bachelorarbeit) der 
akademische Grad „Bachelor of Education, BEd“ zu verleihen. Der Antrag ist an einer Pädagogischen 
Hochschule oder an einer anerkannten privaten Pädagogischen Hochschule bzw. an einem anerkannten 
privaten Studiengang zu stellen, an der das entsprechende Bachelorstudium geführt wird. Das zuständige 
Regierungsmitglied hat durch Verordnung die näheren Regelungen über die Gestaltung des 
berufsbegleitenden Ergänzungsstudiums zu erlassen. Dabei können Qualifikationen, die erlangt wurden, 
zur Gänze oder zum Teil nach den Anforderungen des Rahmencurriculums anerkannt werden. 
Diesbezüglich kommen beispielsweise einschlägige Ausbildungen wie ein erfolgreich abgeschlossenes 
Universitäts- oder Fachhochschulstudium, ein weiteres Lehramtsstudium (sofern dieses nicht 
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Zugangsvoraussetzung gemäß § 65a Abs. 1 Z 2 ist), berufsbegleitende Fort- und Weiterbildungen wie 
Universitäts- oder Hochschullehrgänge, auf Lehramtsstudien aufbauende Studien zur Erlangung 
zusätzlicher Lehrbefähigungen, Zusatzausbildungen für Sonderschullehrerinnen und -lehrer oder weitere 
inhaltlich und anforderungsmäßig entsprechende Zusatzqualifikationen, Projektbetreuungen, 
Führungstätigkeiten im Schulbereich, einschlägige Veröffentlichungen sowie sonstige für den Lehrberuf 
relevante Qualifikationen in Betracht. Abweichend von § 57 können auch Hausarbeiten sowie andere 
wissenschaftliche Arbeiten zur Anerkennung kommen, sofern sie den Anforderungen einer 
Bachelorarbeit an der Pädagogischen Hochschule inhaltlich entsprechen. Die Qualifikationen sind in 
einem Kompetenzportfolio zu dokumentieren. 

(2) § 65 Abs. 3 und 4 finden Anwendung. 
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